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"OpenData für die BVV"

Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:

Das Bezirksamt wird beauftragt, sich bei den zuständigen Stellen dafür einzusetzen, dass die 
durch das Bezirksamt im Ratsinformationssystem ALLRIS online veröffentlichten Drucksachen 
künftig nach einem dokumentierten und offenen Verfahren (Schnittstellen) nicht nur für Bürger 
sondern auch für elektronische Systeme abrufbar sind.

Berlin, den 13.02.2012
Paolini

Fraktionsvorsitzender

Begründung:

Die Definition und Einhaltung von Schnittstellen zur Ablage von Dokumenten bietet in der IT 
die Möglichkeit, den Zugriff auch für andere elektronische Systeme zu implementieren.
Hierdurch ist es beliebigen interessierten Dritten sehr einfach möglich, aus anderen Anwen-
dungen auf die abgelegten Daten zuzugreifen. Dies können dann z.B. mobile Endgeräte 
(Smartphones, Tablet-PCs) sein, aber auch andere Online-Systeme, die hierdurch Zusatz-
nutzen generieren (verbesserte Suche, Aggregierung nach Themen, Bündelung nach GEO-
Location etc.).

Die Erfahrung hat gezeigt, dass sich bei offenen Schnittstellen (Stichwort Open Data) regel-
mäßig interessierte Kreise (Stichwort Community) finden, die sehr rasch und vor allem kosten-
los solche Applikationen entwickeln. Erste Ansätze bzgl. des ALLRIS Systems sind dabei fak-
tisch bereits vorhanden, leiden jedoch unter den nicht definierten Schnittstellen.

Die Kosten zur Definition der Schnittstellen sind dabei überschaubar, da es lediglich darum 
geht den aktuellen Zustand schriftlich darzulegen und jede Änderung transparent zu kommu-
nizieren. Als Folgeschritt kann dann ein Ausbau der Schnittstellen im Sinne externer Anwen-
dungen erfolgen.

Keinesfalls sollten weiterhin öffentliche Gelder in ein geschlossenes System investiert werden, 
um z.B proprietäre Apps zu schaffen, welche einigen wenigen Verordneten (und nicht dem 
Bürger) Zugriff auf Dokumente ermöglicht, die bereits jetzt als PDF abrufbar und damit auf 
jedem mobilen Gerät nutzbar sind.


